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	"Überwältigende Mehrheit ist für mehr Demokratie" 

Professor Mohssen Massarrat sprach auf Einladung der Rosa-Luxemburg-Stiftung über die Staats- und Gesellschaftsstruktur im Iran

	ALTENBURG (la). In einem von profundem Hintergrundwissen gekennzeichneten Referat über "Irans Staats- und Gesellschaftsstruktur" zeichnete Professor Mohssen Massarrat im DGH Altenburg ein umfassendes Bild seines Heimatstaates Iran, vor allem mit Blick auf die Bürgerproteste und die Reformbestrebungen nach den Präsidentenwahlen im Juni.
Zu der Vortragsveranstaltung hatte der Rosa-Luxemburg-Club Vogelsberg eingeladen, für den Michael Riese einführte. Mohssen Massarrat (67), gebürtiger Teheraner und seit 1982 Professor für Politikwissenschaft am Fachbereich Sozialwissenschaften der Universität Osnabrück, war schon zu Zeiten des Schahs in der iranischen Studentenbewegung aktiv. "Der Iran ist eine Gesellschaft mit einer sehr alten Kultur, mit auch sehr alter historisch stabiler Staatsstruktur", führte er vor den gut zwanzig Besuchern in die Komplexität der Thematik ein. Von der Geschichte her sei auch heute noch vieles präsent: "Vor allem der Zentralismus und der Despotismus." Es gebe also eine "iranisch-islamische Tradition", die sich trotz gravierender Veränderungen bis heute fortsetze. Es gebe große Ähnlichkeit zwischen dem heutigen Zustand der Gesellschaft und des Staates und der entsprechenden unter der Monarchie zu Zeiten des Schahs. Massarrats These ist, dass der Iran sich jetzt genau dort befinde, wo die islamische Revolution begonnen worden sei, als nämlich vor dreißig Jahren das Schah-Regime gestürzt worden sei. 
In weiten Zügen charakterisierte der Referent die einzelnen Etappen der geschichtlichen Entwicklung des Iran, vor allem mit Blick auf die Schah-Dynastie und deren Beendigung mit Sturz von Reza Pahlevi. Die damalige Struktur mit "Klientilismus" sei auch ein Grund dafür gewesen, warum sich das Land nicht, wie in Europa, in Richtung von Industrialisierung und Modernisierung habe entwickeln können. Ayatollah Khomeini sei eigentlich Ausdruck dieses Protestes, "der Schah muss weg", gewesen, mit Ziel einer demokratischen Gesellschaft als gemeinsamer Nenner vor der Revolution. Die Struktur von Staat und Gesellschaft hätten sich jedoch nach der Revolution nicht geändert. 
In der Verfassung sei das System dann als System des Gottesstaates verankert worden. Mit der Institution des "Wächterrats" sei es möglich geworden, die Verfassungstreue der politischen Akteure zu überprüfen. Dadurch sei das Volk in zwei Teile gespalten worden: in "Khodi" (Systemtreue) und "Gaire Khodi" (Systemfremde). Mit dem Konzept vom Gottesstaat des Großayatollahs Khomeinis seien die meisten Ayatollahs nicht einverstanden gewesen. 
Das Gottesstaat-Modell Iran sei nicht auf andere Staaten übertragbar. Seine Philosophie resultiere aus den religiösen Glaubensvorstellungen der Schiiten - einer Minderheit von zehn Prozent - und denjenigen der Sunniten, der großen Mehrheit des Islams. Die Minderheit orientiere sich an der Lehre von Imam Ali. Bluterbschaft sei nach deren Auffassung die Grundlage der Herrschaft. Auch die Nachfolger müssten aus dem Stamm des Propheten kommen. Schiitentum sei etwas ursprünglich Persisches, Iranisches - und nicht unbedingt etwas Islamisches. 
Legitime Herrscher seien dementsprechend die Söhne von Imam Ali. In dieser Linie gebe es elf Imame, die als legitime Herrscher anerkannt seien, der zwölfte sei der Legende zufolge verschwunden, "entrückt". In Anlehnung an das Christentum sei dieser also der "Messias", der irgendwann auch wieder komme. In der Zeit seiner Abwesenheit habe die schiitische Gemeinde dafür zu sorgen, dass ein legitimer Herrscher existiere. Es habe in der Vergangenheit nie einen islamischen Staat gegeben, der dieses Vakuum gefüllt habe. Die Sunniten, also 90 Prozent, dagegen hätten Stammestraditionen der Araber, den Vorsitzenden also selbst gewählt. Bei ihnen gebe es kein theologisches Problem. 
Massarrat kritisierte auch die Stimmenfang-Methodik von Ahmadinedschad mit Verteilung von Geldern kurz vor der Wahl in der Provinz und bei ärmeren Schichten mit kurzfristig bis zum Doppelten und Dreifachen gehenden Gehaltserhöhungen. Hier liege auch ein Missverständnis bei den Linken von außerhalb vor, er habe ja viel für die Armen gemacht. Mehrere Jahre seien den unteren Gehaltsgruppen nämlich Erhöhungen der Bezüge verweigert worden.
Ahmadinedschad sei ein Präsident, der eigentlich nichts gemacht habe, "nur Machtpolitik". Er könne keine Erfolge nachweisen. Mussawi und andere Reformpolitiker seien mit dem Slogan an die Menschen herangetreten, diese Alleinherrschaft und Form der Misswirtschaft und Korruption beenden zu wollen - bei dann mehr Freiheit und Reform des politischen Systems. Die Vertreter des Gottesstaates im Iran hätten das Ende der Theokratie befürchtet, wenn ein Reformpolitiker wie Mussawi und Reformpräsident Obama in den USA den Atomkonflikt durch Vernunft, Kooperation und Offenlegung aller Probleme anders lösen könnten. Daher habe man sich darauf geeinigt, Mussawi zu verhindern: "Ich gehe davon aus, dass die These des Wahlbetrugs stimmt." Die Wahlen sind nach Auffassung Massarrats zentral im Innenministerium verfälscht worden, insbesondere im Hinblick auf die gewaltige Zahl von elf Millionen Stimmen. 
Die überwältigende Mehrheit des Volkes habe sich betrogen gefühlt. Bis zu zehn Millionen Menschen im Iran seien "feste Anhänger des Gottesstaates". Es sei jetzt ein nicht für möglich gehaltener Wandel eingetreten: "Die Tabus sind gebrochen." "Diese rote Linien sind weg", sagte Massarrat mit Blick auf die Haltung zum Gottesstaat. Die überwältigende Mehrheit des Volkes trete ein für mehr Freiheit, für Perspektiven für die Jugend und dass Demokratie einkehre, "selbst wenn diese eine islamisch gefärbte Demokratie ist". 
Derzeit sei das vorläufige Ende der in der Defensive befindlichen Bewegung festzustellen: "Die Elite sitzt im Gefängnis." 69 Menschen seien im Gefängnis zu Tode gekommen oder erschossen worden, ihre Namen seien bekannt. Die Repression jedenfalls habe gewirkt. Die Menschen hätten aber richtig reagiert und sich vor der Gewalt zurückgezogen, was aber nicht bedeute, dass sie resigniert hätten: "Das kann ich mir nicht vorstellen." 
Die Ablehnung der Theokratie sei schließlich bis nach oben, bis zum Umfeld des Systems, gegangen - mit zum Beispiel öffentlichen Protesten von 2200 Ärzten aus allen Bereichen gegen die Alleinherrschaft. In der Gesellschaft sei also "etwas Gravierendes" passiert, womit die Unterdrückung nicht klarkommen werde. Insofern halte er viele Entwicklungen im Iran noch offen, bilanzierte Prof. Massarrat. 


